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125ste öffentliche Sitzung der 2 . Kammer .

( Schluß .)

Die § § . 191 und 251 a . werden vom Präsidenten

ebenfalls zur Diskussion ausgesetzt . Sie lauten :

8 . 191 . „ Gegen das Erkenntniß des Bezirksstrafgcrichts ,
daß kein Grund zur weiteren gerichtlichen Verfolgung vor¬

handen sei ( § . 188 ) , hat der Staatsanwalt binnen drei

Tagen das Recht der Beschwerdeführung mit aufschieben -

der Wirkung an das Hofgericht . Gegen die Anordnung
der Schlußverhandlung oder die Versetzung in den Ankla¬

gestand ( § . 189 ) steht dagegen dem Angcschuldigten das

Rechtsmittel der Beschwerdefnhrung innerhalb drei

Tagen , jedoch nur alsdann zu , wenn entweder kein

Gesetz die Thal mit Strafe bedroht , oder das Bezirks -

strafgericht überall nicht zuständig ist , oder endlich , wenn
da , wo ein strafgerichlliches Verfahren nur auf Anklage
oder Anzeige der Betheiligten stattfinden kann , die Unter¬

suchung von AmtSwegcn eingeleitet war . "

§ . 251 a . „Dieser Recurs steht dem Verurtheillen unbe¬

schränkt zu , dem Staatsanwalt aber gegen erstinstanzliche
Erkenntnisse des Bezirksstrafgcrichts oder des Hof¬
gerichts nur in den Fällen des 8 . 268 , Absatz l , oder
in so weit in andern Fällen die Beschwerde darin besteht ,
daß das Gericht in den von ihm selbst als wahr ange¬
nommenen Thatsachen kein Verbrechen erkannt , oder daß
«ö dasselbe unrichtig bezeichnet , oder nicht das entsprechende
Gesetz darauf angewendet habe . "

Weizel hält durch die bereits erfolgte Annahme des
8 . 54 alles Bedenken des Abg . Sander beseitigt ; wenn
der Staatsanwalt einen Antrag stelle , diese oder jene
Person in Untersuchung zu nehmen , der Untersuchungs¬
richter aber Bedenken dabei finde , so bleibe diesem nichts
anderes übrig , als sich an das Bezirksstrafgericht zu wen¬
den und dessen Entscheidung darüber cinzuholeu .

Nach einer Diskussion zwischen den Abg . Dckk ,
Böhme , Welcker und Trefurt über Zulässigkeit

oder Nothwendigkcit einer Bestimmung , wenn Dissens
zwischen dem Staatsanwalt und dem Untersuchungsrichter
über Einleitung einer Untersuchung statifinde — erklärt

der Präsident , daß erst durch einen Zusatz zu 8 . 54
oder 55 klar gemacht werden sollte , daß das Bezirksstraf ,

gericht darüber zu entscheiden habe .
Hecker . Die Frage , ob in dem Fall , wo das Bezirks¬

strafgericht erkannt habe , daß kein Grund zur strafrecht¬
lichen Verfolgung vorhanden fei, dem Betheiligten gleich¬
falls der NecurS gestattet werden solle , hänge mit der von
ihm vorher in Anregung gebrachten zusammen , ob man
nämlich überhaupt dem Staatsanwalt einen Neeurs ge¬
statten solle . Werde ihm dieses Recht gegeben , so fordere
die Rechtsgleichheit , dass cs auch dem Betheiligten ge«
stattet weiden müsse , weil er hier gewissermaßen den
Staatsanwalt vertrete . Im Fall man aber jenem keinen
NecurS gestatte , werde dieselbe Consequenz eintreten .

JunghannS hält die Aenderung der ersten Kammer
zu § . 55 für vollkommen gerechtfertigt und conseguent ;
eben so die Bestimmung zu 8 . 251 . Die eigentliche Jn -
conseqncnz liege nur darin , daß man dem Staatsanwalt
das Recht genommen habe , über die Thatfrage zu rekur «
riren ; diesem sollte abgcholfcn werden .

Welcker sicht in dieser Behauptung den Satz aufge¬
stellt : 1 . weil man dem Staatsanwalt mehr Macht ge¬
geben hat , so muß mau diese noch mehr ausdehnen ,
2 . weil der Staatsanwalt jetzt das Recht hat , von
dem Untersuchungsrichter die Einleitung einer Untersuchung
zu verlangen , so muß er auch das von dem Abg . Hecker
ihm bestrittene Rccursrecht haben . Wenn zwei Behörden
ein Mal entschieden , hier sei kein Grund zur Untersuchung
vorhanden , so sei es offenbar übergenug .

Zittel hält die vorgeschlagene Aenderung der ersten
Kammer in Beziehung auf den Rekurs für einen be-
herzigcnswerthcu Schritt zur gegenseitigen Annäherung
und

"
Uebcrcinkunst beider Kammern . Er zweifelt , ob,

wenn die Bestimmungen über dir Stellung deö Staatöan -
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walts noch ein Mal an die erste Kammer gelangen , daS
Gesetz zu Stande komme , weil von dorther das nächste
Mal eine weniger günstige Bestimmung kommen möchte .
Die öffentliche Meinung sei außerordentlich eifersüchtig
darauf » daß daS Verbrechen genau untersucht und bestraft
werde , ungerechterweise sei oft sogar die öffentliche Mei¬
nung gegen ein freisprechendeö Urlheil . Wenn nun die
öffentliche Meinung sich entschieden dafür auSsprcche , daß
das Verbrechen zu entdecken gewesen wäre , im Fall das
Gericht seine Schuldigkeitgetban hätte , so sei das allgemeine
Rechtsgefühl auf eine entsetzliche Weise gekränkt — und
hier müsse durch daS Institut deS Staatsanwalts ein
Mittel gegeben scyn , gegen einen solchen nachlässigen Rich¬
ter einzuschreiten ; hier müsse ein Organ des Volkes , der
Staatsanwalt , die öffentliche Meinung vertreten . — Uebri -
gcns werde ihn dies; durchaus nicht bestimmen , dem Zu¬
satz unbedingt seine Zustimmnng zu geben , sondern dieß
geschehe nur im Jntereffe des Vergleichs .

CtaalSraih Iolly macht weiter geltend , daß gerade da ,
wo cs sich um Einstellung der Untersuchung bandle , die
Gesammibeil ein Interesse habe , daß die Sache vollstän¬
dig und gründlich erschöpft werde , welches in diesem Sta¬
dium noch nicht eingetreten sei, wie im Fall eines Erkennt¬
nisses , wo alles Material zur Untersuchung erhoben sei,
und wo der Staatsanwalt ja auch das Recursrccht habe .

Sander weiß von einer öffentlichen Meinung , die
der Abg . Zittcl hier bezeichnet , nichts , wohl aber von einer
solchen , daß man nach jahrelangen Untersuchungen am
Ende aller Ende frcispreche . Er ist vollkommen mit dem Abg .
Hecke : einverstanden , und ihm scheint, daß in dem Falle , wo
der Untersuchungsrichter und das Bezirksstrafgericht der An¬
sicht sind , die vorhandenen Anzeigen genügten nicht , gegen
eine bestimmte Person die Untersuchung weiter . fortzuseyen ,
der Staatsanwalt , welcher seither Alles gcthan , um die Un¬

tersuchung zu einem Resultat zu führen , auch anerkennen
müsse , eö sei nichts mehr zu untersuchen . DaS deßfallsige
Erkenntniß sollte dann auch in so weit rechtskräftig seyn ,
daß es nur mit dem Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeschwerde
angegriffen werden könnte . Dieß sei auch um so weniger
bedenklich , als ja der Staatsanwalt , wenn er neue An¬

zeigen entdeckt , die Einleitung einer neuen Untersuchung
verlangen kann . Er glaubt , wenn hier eine Aenderung
vorgenommen werde , so dürfte wohl die erste Kammer
nachgcben . Sollte dieß nicht geschehen , so könnte man in
zweiter Hand immer noch nachgeben , wenn aber nicht , so
möchte freilich ein schlimmer Erfolg aus der neulichcn
Abstimmung über das Strafgesetz hervorgehen ; wir kämen

am Ende in die Lage , das Strafgesetz ohne die Straf «
proceßordnung zu erhalten , was er für eine wahre Lan -
deökalimität ansehen müßte .

Weizel findet , daß das System der ersten Kammer
aller Folgerichtigkeit entbehre , denn während sie dem Staats¬
anwalt unbedeutende Dinge gebe , versage sie ihm daS
Wesentliche , was er nach des Redners Ucbcrzeugung haben
muß , das RecurSrecht , welches , wenn Demjenigen gegeben ,der die öffentliche Staatsordnung gefährde und dadurch
die Allgeureinheit beleidige , doch auch dem zustehen sollte ,
der die Interessen der verletzten Allgemeinheit , die Ge -
sammtbürger , gegenüber dem einzelnen Verbrecher vertritt ,
und wenn man das Anklagcprincip so weit ausgedehnt
habe , daß nicht blos in der öffentlichen Verhandlung
seine Thätigkeit als Kläger beginnt , sondern schon im
ersten Augenblick , wo die Staatsbehörde gegen den Ver¬
brecher einschreitet , so gehöre ihm das RecurSrecht , welches
er vernünftiger Weise in dem zweiten Stadium , in der
Schlußverhandlung und nach gefälltem Urtheil , nach dem
Negierungscntwurf habe , auch da , wo es sich um die
Frage handle , ob überhaupt eine Untersuchung eingeleitet
werden solle oder nichr . Durch die Abschneidung dieses
Nccursrechtcs werde man mehr Mißtrauen in die Justiz
auösäen , als man an Vertrauen gewinne , deni : werde
ein Verbrecher , den die Meinung des Volks als solchen
bezeichne , nicht ein Mal in Untersuchung genommen , so
werde das Volk sagen : wozu haben wir diesen Wächter
deS Gesetzes , wenn er nicht ein Mal die Macht hat , we¬
nigstens die Thätigkeit der Gerichte in Bewegung zu setzen ,
damit sie untersuchen , ob die Tbatumständc zur Einleitung
einer Untersuchung begründet « seien ; — wollen wir ein
Gesetz , so müssen wir uns vergleichen , alle unsere Ansichten
lassen sich nicht verschmelzen .

Welcher kann nirgends einen Grund erblicken , eine
Untersuchung weiter zu verfolgen , wenn zwei Gerichtsbe¬
hörden , die unabhängig und unparteiisch sind , aussprcchen ,
eS sei kein Grund zur Untersuchung vorhanden und nach¬
dem der StaatSanwalt alles gethan hat , den Menschen
schuldig zu finden . — Der Hr . Abgeordnete gegenüber
spricht von Gleichheit , die der Staatsanwalt mit dem An -
gcschuldigtcn haben sollte . O , diese Gleichheit ist gerade in
dieser Beziehung sehr wenig vorhanden . Der Staatsan¬
walt reist frei herum , wohnt Bällen und Vergnügungen
bei , während der arme Angeschuldigte unter der morali¬
schen Last und Schuld eitierj schweren Anklage niederge¬
drückt , seiner Freiheit beraubt ist und durch eincunnöthige
Rekursausführung überdieß vielleicht noch viele Monate
länger sitzen muß . Da ist keine Gleichheit . Ich will da -
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von nicht sprechen , daß der SlaalSaiuvali mit der großen |

Macht gegenüber dem Hilflosen ausgestattet ist. Von der

öffentlichen Meinung will ich auch nicht sprechen . 2 ber -

mann sicht ihn eben von seinem Standpunkt an , so auch

die öffentliche Meinung . Ich glaube , wer eine « edlen Sinn

für Recht und Freiheit hat , wird auch in der öffentlichen

Meinung die Unzufriedenheit finden , wenn Leute unschuldig

in Untersuchung genommen werden , und ich will hiesü r

nicht ein Mal Jordan ansiihren . Es liegt aber gerade j

hierin ein Grund , den die Regierungen in ' S Auge fassen

sollten , wie durch unnölhige Verlängerung der Uutersuchun -

gen zuletzt gerade diese Unzufriedenheit unter den Bürgern

entsteht , daß man nnnölhig gequält werde . ES wird aber

auch die neue Gefahr für den Angeschuldigten entstehen ,

daß man ihn nicht gern gänzlich losspricht , weil damit

doch ausgesprochen wäre , ein ganz Unschuldiger habe nun

so lange unnöthig in diesem Criminalproccß gestanden ,

was gegen die Negierung und ihre Einrichtungen kein

gutes Blut machen würde . Also in jeder Hinsicht halte

ich Verlängerung deS UntcrsuchungSvcrfahrens gegen den

Angcschuldigten für unnöthig und überflüssig und die Gegner

halten cs selbst dafür , und da bleibt zuletzt nichts übrig ,

als das alte Lied von der ersten Kammer . ES muß wirk¬

lich einen bedauerlichen Eindruck machen , wenn es sich um

die Forderungen der Gerechtigkeit , der Humanität , der

Garantien der bürgerlichen Sicherheit und Freiheit handelt ,

wo man unö sagen muß , wie gerade bei dieser Bestim¬

mung : Hier ist nicht eigentlich ein politischer DissenS , son¬

dern hier ist durch die Bestimmung eine Forderung der

Gerechtigkeit , der Humanität und der bürgerlichen Freiheit

verletzt , und wen » man uns dann sagen will : Seid in¬

human , seid ungerecht und hart gegen die bürgerliche Frei¬

heit , denn sonst verwirft das andere HauS daS Gesetz .

Ich . überlasse eS den Herren , die so sprechen , zu bedenken ,

welche Beleidigungen sie gegen das andere Haus , welche

Beleidigungen gegen die Regierung sie damit anssprechen ,

wenn sic sagen : Auch wenn Ihr bewaffnet mit den Grund¬

sätzen der Humanität , der Gerechtigkeit und der bürger¬

lichen Freiheit zu der andern Kammer kommt , deren Mit¬

glieder grvßcntheilS die Regierung selbst ernennt , Ihr

werdet dennoch Eure Anträge dort nicht durchsetze» können .

Ich will nickt von weuem sagen , weiche Voraussetzung

es gegen die erste Kammrr ist, zu sagen , sie würde , weil

cs human und gerecht ist, nicht nachgebcn . Die erste Kam¬

mer weiß recht wohl , daß diese Gesetzbücher die Macht der

Regierung verstärken ; ich glaube nicht , daß sie dieses Ge¬

setz verwerfen wird und die Regierung hat auch den aller -

dringendsten Grund , ihr moralisches Ansehen hier in die

Wagschale zu legen . Eine solche Drohung ist kein Mo¬

ment daS einen ehrlichen Mann bestimmen darf .
Bekk gibt dem Abg . Welckcr Recht ; wenn cs sich von

einer Forderung der Gerechtigkeit handle , so dürfe man

daraus , daß jetzt die erste Kammer nicht beistimmen möchte ,
wenigstens so lange kein Gewicht legen , als man nicht

wisse, ob sie wirklich nicht bcistiinnie . Man müsse seine

Ueberzeugung walten lassen und daS , was Humanität und

Gerechtigkeit fordert , geltend machen , werde eS da drüben

veiworfen , dann sei erst zu erwägen , ob der Punkt von

solcher Wichtigkeit , daß wahrhaft das materielle Recht ge¬
kränkt sei und also dadurch der ganze

'
Entwurf scheitern

müßte . Allein um eine derartige Frage handle eö sich nicht ,

verletzt werde Niemand , wenn ein RcchtSmiltcl bestehe , zu
! prüfen , ob Grund dazu vorhanden sei , in der Untersuchung

svrtzufahreii ; der Angeschuldigte leide darunter nicht mehr ,
alö wenn der Untersuchungsrichter selbstständig in der

*

Sache weiter fortfahre . Ueberhaupt werde der Fall an und

' für sich selten sehn und eine Meinungsverschiedenheit zwi¬

schen Staatsanwalt und Bezirksstrasgcricht noch seltener .

Wisse der StaatSanwalt Beweismittel zu bezeichnen und

das Gcrichr verweigere sie zu erheben , so wäre es nicht

Recht , jenem kein Rechtsmittel dagegen zu gestatten , wisse

er aber keine zu bezeichnen , so sei nicht abzusehen , wie er zu

einer Beschwerde kommen wolle .

Nachdem noch die Abg . Trcfurt , Hecker und Zit -

tel gesprochen , wird , mit Verwerfung des Antrags des

Abg . Hecker , der Eommissionsvorschlag angenommen .

8 - 71 » .
„Der Untersuchungsrichter ist befugt , gegen Denjenigen ,

, welcher sich bei dem gerichtlichen Verhör ein ungebühr¬

liches Betragen oder Beleidigungen gegen den Unter¬

suchungsrichter zu Schulden komme » läßt , ein ; Strafe bis

zu drei Tagen Gefängniß und , wen » der zu Bestrafende

; bereits verhaftet ist , eine dieser Strafe entsprechende ge >

setztiche Schärfung der Gefängnißstrafe zu verfügen . "

Welcher findet es grausam , einen Menschen im dun¬

keln Kerker dem Inquirenten gegenüber zu stellen midfhie -

i sein eine Strafgewalt zu geben , ohne daß die Gerichte

; vermittelnd cinzuschreiten vermöchten , da der Inquirent ,
- auch wenn er ein guter Mann sei , in keitenschaftlichen

. Eonsiiet mit dem Juguisiren kommen könne . Eö verstehe

sich von selbst , daß eine Beschwerde gegen ein solches

; Strafcrkenittuiß Suspensiveffekt haben müsse , wenn dieß

f aber bezweifelt werden wollte , so müsse eine ausdrückliche
' Bestimmung darüber in das Gesetz ausgenommen werden .

Hecker macht auf die bekannten Gcorgi ' schen Vorgänge

j aufmerksam , wo man durch Entziehung von Betreu , mit
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Ketten und Stockschlägen und allen möglichen Strafschär - I edlen Zweck nur dann erreichen werden , wenn wir den

fungen den unglücklichen Wcidig torquirt habe und verlangt , > Forderungen des Vernunftrcchtes Gehör geben , diesen
daß wenn der Artikel nicht ganz gestrichen würde , wenig -

j Zweck jedoch offenbar verfehlen , wenn wir statt Rechts -

stenS Suöpensivcffect statuirt werden müsse . ; gleichheit Privilegien stainiren . Wir sind zur Aufrechthal -
S ander und Weller äußern sich entschieden gegen ! tung der Rechtsgleichheit um fo mehr verpflichtet , da der

die Nichtstatuirung deS Suspcnsivcffccts und der letztere 1 § . 7 der Vcrsassungsurkunde ausdrücklich festsetzt, daß die
will eventuell wenigstens die Worte „ ungebührliches Be -

^ staatsbürgerlichen Rechte der Badener gleich seien , in so
nehmen " gestrichen haben , indem dieser Ausdruck die maaß - , fern nicht namentlich eine Ausnahme darin gemacht sei .
loseste Auslegung zulasse .

'
■ Zu meinen , gestellten Anträge finde ich mich endlich um

v. Stockhorn wendet ein , wenn man von dem Grund - ; so mehr veranlaßt , wenn ich den Gegenstand iu 's Auge
satz ausgehc , daß man eine gesetzliche Bestimmung nicht ! fasse , um den cs sich hier handelt . Es handelt sich näm -

geben dürfe , weil sie mißbraucht werden könnte , so müßte j lich um die Frage , ob zur Schlußverhandlung auch die
man alle aufgebcn . , j Standcöherrcn als Zeugen beigczogen , und ob dieselben

Bei der Abstimmung werden die Anträge auf Strich , j auch mit anderen Personen confrontirt werden dürfen ,
so wie auf aufschiebende Folge der Beschwerde verworfen , ; Stellen Sic sich nun vor , meine Herren , es widerspre -

dagcgcn die Worte „ ungebührliches Betragen " gestrichen , i chcn die Aussagen der Standcsherren denen des Auge -

Währcnd der Abstimmung bemerkt Welcher , daß der schuldigten oder anderer Zeugen . Soll nun hier das In -
Suspeusiveffcct , den auch das Gesetz von 1839 gebe , sich j tcresse des Staates , daß das Verbrechen gestraft werde ,
von selbst verstehe . Schaaff entgegnet : Wir legen cs

j sotten Eigenthum , persönliche Freiheit , ja sogar das lieben
anders auö . des Angcschuldigtcn weniger gelten , als die persönliche Rück -

H eck er fragt den Chef des Justizministeriums , ob im | sicht auf gewisse vornehme Personen ? Man wird mir viel -

Wege der neuere » Gesetzgebung , nicht der bisherigen leicht einwendcn , die Standesherren gehören ja nach der Bun -
bcliebten Regulative , ein Gesetz über die Gefängnißvisita - ! desacte zu der privilegirtesten Classe der Staatsbürger , allein
tioncn , bei welchen die Inhaftirten ihre Beschwerden vor - ! cs kann sich ja die fragliche Bestimmung der Bundesacte nur
bringen könnten , zu erwarten sei . Auf die verneinende Ant - ! auf die damals bestandenen Privilegien beziehen , kcineS-
wort deö Staatsraths Jolly fragt Hecker weiter , ob cs im j wcgs aber auf solche, welche erst später geschaffen werden .
Wege der Verordnung geschehen werde . \ Endlich stehen ja im § . 27 der Verfassungsurkundc die

StaatSralh Jolly . So weit uolhwcndig — allerdings .
1

Prinzen des großherzoglichen Hauses in erster Reihe vor
Die § § . 85 und 96 werten ohne Erinnerung angenommen . ; den StandeSberrcn , was nicht sein könnte , wenn der Aus -
§ . 106 . j druck , die StandeSherrcn gehören zu der privilegirtesten
Der mehrfach unterstützte Antrag des Abg . Hecker , „ zur j Klasse , so ganz im strengsten Sinne zu nehmen wäre . Ich

Abschncidung der ungebührlichen Ausdehnung des Ausdrucks wiederhole meinen gestellten Antrag .
„ dringende Fälle " die Haussuchungen auf die Voraus - I Weller findet diese Ausnahme auch durch das positive

setzungcn dcS § . 41 , 1 . und 2 . zu beschränken " wird ver - ' Reck t nicht gerechtfertigt — durch die Verfassung seien alle

worfen . « Badener gleich ,
Die 8 § . 112 , 126 und 127 werden ohne Erinnerung ! Böh m e . So schön der Satz sei , für den die Abgeord -

angenommen . i netcn Straub und Weller ihre Lanze eingelegt , so lasse er

§ . 128 . ! sich doch im gesellschaftlichen Verhältnisse nicht überall

Hier hat die erste Kammer auch die Häupter der stau - durchführen ; es gebe auch Rücksichten des Anstands .

deSherrlichen Familien von dem persönlichen Erscheinen bei ! Sander . Ist das unanständig ?
der Schlußvcrhandlung und von dcrConfrontati

' on befreit , j v. Stockhorn hält dem Abg . Straub entgegen , daß
Straub . Ich stelle den Antrag , die Fassung der zwei - j die Unschuld dadurch nicht gefährdet scyu könne , indem ,

ten Kammer wieder hcrzustellen . Ich muß gestehen , meine ! wenn sich ein wichtiges Moment in der Hauptverhandluug

Herren , daß ich die Privilegien nicht liebe , weil sie im herausftelle , diese ausgesetzt und die Consrontation werde

direkten Widerspruche stehen mit dem Vernrinftrechte , wel - vorgenommen werden .
cheS größtmögliche Rechtsgleichheit fordert . Ich glaube , W eller . Die Consrontation soll ja nicht stattfindeu .

daß eS unsere Aufgabe sei , nach Vervollkommnung unserer Bei der Abstimmung wird der Antrag deS Abg . Straub

öffentlichen Rechtszustände zu streben , daß wir aber diesen verworfen .

0
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Bei § . 131 wird der Antrag der Commission auf Strick

ohne DiScuffion angenommen .

§ . 132 a . Die erste Kammer verlangt den Strich des

Paragraphen , welcher lautet : „ Wenn da , wo der Ange¬

schuldigte hinsichtlich einer von ihm angegebenen bestimm¬

ten Enlschuldigiingsthatsache sich auf das Zcngniß eines

Staatsbeamten berufen hat , dem Letztem in Fällen des

§ . 132 , Nr . 2 , die Erlaubniß zur Zeugenschaftsleistung

versagt wird , so ist zu Gunsten deS Angefchuldigten anzu¬

nehmen , daß der Beamte die behauptete Entschnldigungs -

thatsacke im Falle der Abhvr wirklich bestätigt haben würde . "

Der mehrfach unterstützte Antrag des Abg . Basser¬

mann , auf Wiederherstellung des Paragraphen , wird

angenommen .
§ . 136 .
Der Antrag dcSAbg . Welcher , dem Paragraphen hin -

zuzufügen , daß , wenn die Sache im Wege des Recnrfes in die

öffentliche Verhandlung vor das Strafgericht komme , dann

ebenfalls die Zeugen beeidigt werden sollen , — wird ver¬

worfen und der Paragraph in seiner vorgeschlagenen

Fassung angenommen .

Schluß der Sitzung .

i2k,ste offentliche Sitzung der 2 . Kammer .

Karlsruhe , den 16 . Dezember 1811 . Unter dem

Vorsitze des Vicepräsidcntcn Bader . Auf der Negie¬

rungsbank : Staatsrath Jollp , Ministerialrath Brauer .

Fortsetzung der D is c ussio n über die Ab¬

änderung der ersten Kammer im Strafpro¬

zeß v e r f a h r e n .
Zu den § 8 . 137 bis 117 wird nichts erinnert , und die

Commiffionsanträgc werden ohne Widerspruch angenommen .

8 . 157 . „ Gegen den Angeschnlvigtcn , welcher auch nach

seiner Vernehmung deS Verbrechens verdächtig bleibt , kann

der Untersuchungsrichter den Verhaft erkennen :
1 . wegen Gefahr der Flucht ,

a . wenn der Angeschuldjgte als Ausländer , alS hei -

mathSlv ? oder wegen bcrumziehendcn Lebenswandels

überhaupt der Flucht verdächtig ist ; oder
b . wenn ein angesessener Inländer wegen getroffener

Anstalten zur Flucht , oder aus andern besondern
Gründen der Flucht verdächtig ist , und eS sich hier
um ein die amtsrichterliche Zuständigkeit überstei¬

gendes Verbrechen handelt ;
ferner

2 . bei Verbrechen , die wenigstens KreiSgefängniß nach

sich zieben können , wenn nach den Umständen deS

Falls zu besorgen steht , daß der Angeschuldigte durch

Verabredung mit seinen Mitschuldigen oder durch

Vernichtung der Spuren des Verbrechens die Unter¬

suchung vereiteln oder erschweren werde . "

Basscrmann stellt den Antrag : die Fassung der

zweiten Kammer wiedcrhcrzustellcn , welche , nach den srü -

hern Beschlüssen , so weit möglich , den unnöthigen und zu

vielen Verhaftungen führenden Untersuchungen ein Ende

machen soll . Durch den Ausdruck „ sich der Flucht

verdächtigt gemacht hat, " solle n ach dem Willen

der zweiten Kammer bewirkt werden , daß der Gefangene

oder der , der verhaftet werden soll, dazu beigetragen haben

müsse, daß ein Verdacht der Flucht aus ihn falle , welche

Fassung eine größere Garantie biete , als der von der ersten

Kammer gebrauchte Ausdruck „ verdächtig ist . "

Welcker unterstützt den Antrag , welcher bei der Ab¬

stimmung angenommen wird .

§ . 159 . „ Gegen Denjenigen , der nach seiner Verneh¬

mung des Verbrechens verdächtig bleibt , kann der Unter¬

suchungsrichter auch ohne die Voraussetzungen des § . 157

den Verhaft erkennen , wenn

1 . den Umständen nach wahrscheinlich ist, daß er im Falle

der Verurtheilung von einer peinlichen , oder von einer

zwei Jahre Arbeitshaus übersteigenden bürgerlichen

Strafe getroffen werde ;
2 . wenn die That überhaupt noch mit ArbcitshauSstrafe

bedroht und zugleich von der Art ist , daß sie öffent¬

liches Aergerniß erregt hat . "

Bassermann trägt auch hier aus Wiederherstellung
der Fassung der zweiten Kammer an , welche dringenden

Verdacht des Verbrechens zur Erkennung auf Haft ver¬

langte .
Welcker unterstützt den Antrag , welcher bei der Ab¬

stimmung angenommen wird .

§ . 165 . Der Negicrungsentwurf ist wieder hcrzustellen ,
lautend : „ Wenn bei einem Aufruhr oder bei einer mit

Verübung eines schweren Verbrechens stattgefundcnen Schlä¬

gerei die Schuldigen nicht gleichbald ausgcmittelt werden

können , so ist der Untersuchungsrichter befugt , Alle , welche

dem Vorgänge anwohnten , und vom Verdacht der Theil -

nahmc nicht völlig frei sind , einstweilen festnehmen zu lassen .

Er darf sie jedoch , so fern sich ihre Schuldlosigkeit nicht

früher ergibt , längstens achtundvi
'
erzig Stunden in Gewahr¬

sam behalten , Diejenigen ausgenommen , welche bis dahin

in solchem Grade verdächtig geworden sind , daß sie nach

anderweiten Bestimmungen der Verhaftung unterliegen . "
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Weller beantragt die Wiederherstellung der Fassung
der zweiten Kammer , welche die Verhaftung auf Diejenigen
beschränkt , die überhaupt verdächtig sind , während die erste
Kammer alle Diejenigen verhaftet haben will , die dem
Vorgang anwohnten und sich von dem Verdacht nicht ganz
frei machen können ; die Aenderung würde zur Folge haben ,
daß man die auf dem Platze Befindlichen festnähme , weil
in dem ersten Augenblicke der Richter nicht wissen kann ,
welche von dem Verdacht der Theilnahmc frei sind , oder nicht .

B e k k erklärt sich gegen diesen Antrag , weil cs der Na¬
tur der Sache nach nicht anders möglich sei, als daß man
aus eine leichte Weise eben Diejenigen , die überhaupt von
dem Verdacht nicht frei sind , die also immerhin ein Ver¬
dacht trifft , fest nehmen und von den Uebrigen absondern
müsse , um eine Untersuchung einzuleiten , denn sonst wäre
oft der Thätcr gar nicht auSzumitteln .

Hecker beruft sich auf den obersten Satz im Strafver¬
fahren , wonach nur solche Leute verhaftet werden dürften ,
die irgendwie bedeutenden Verdacht aus sich geladen haben ,
welcher Satz durch die Fasiuug dahin umgekehrt werde ,
daß A l l e e i » g c s p e r r t we r v c n s o l l e n , bis sich
h e r a u s st e l l e , daß sic nicht verdächtig sind .

Böhme bittet , man möge im Eifer für die Beschränkung
der Untersuchungshaft nicht so weit gehen , daß dadurch
die Wirksamkeit der Untersuchung selbst gefährdet werde .

Welcher hält die Sicherung der Freiheit unschuldiger
Bürger gegen Mißgriffe für wichtiger , als daß im ein¬
zelnen Fall bei einer Schlägerei die Leute sogleich am Kopf
genommen werden könnten und will dcßhalb die Fassung
der zweiten Kammer wieder hcrgcstcllt haben .

Hecker bemerkt , zwischen dem positiv Verdächtigsepn
und dem negativ von allem Verdacht ganz frei scpn , lie¬
gen die kleinen Vcrdachtsgründe in der Milte , wornach
der Untersuchungsrichter zur Eaptur schreiten könne .

Bei der Absiimmung wird Wellers Antrag ange -
gommen .

§ . 170 . Der Negicrungsentwurf ist wieder herzustel¬
le » , lautend : „ Es dürfen dem Gefangenen gewohnte Be¬
quemlichkeiten und Beschäftigungen nicht versagt werden ,in so fern sic mit dem Zwecke des Verhalts vereinbar
sind und weder die Ordnung dcö Hauses stören , noch die
Sicherheit gefährden . Insbesondere wird ihnr aus seine
.Kosten Licht gestattet , wenn dabei keine Gefahr zu besor¬
gen ist . "

Wclckcr beantragt die Wiederherstellung der Fassung
der zweiten Kammer , nach welcher den Inhasiirtcn auch
Gewohnheitsgcnüsse , welche um der Ordnung des Hauses
verträglich sind , gestattet werden sollen , und führt ein

Beispiel an , wornach die Versagung des Schnupftabaks
einen Jnhaflirten auf das allertiefste deprimirt habe . Ec
sicht in der Versagung solcher unschuldigen Genüsse eine -v
Barbarei , ein Torturmittel in der Hand des Untersuchungs¬
richters .

Hecker macht darauf aufmerksam , daß die erste Kam¬
mer die Fassung der zweiten mit einer sehr geringen Mehr¬
heit abgclchnt habe , namentlich seien gegen die Verwer¬
fung gewesen : die Herren Obkircher , Nebenius , von
M a r s ch a l l , Hüffel , — er zögert deßhalb keinen Au¬
genblick , auf Wiederherstellung des Artikels der zweiten
Kammer zu dringen .

Böhme entgegnet , im Negierungsentwurfsei dafür
gesorgt , daß solche Plackereien nicht stattsinden könnten
und umu auch ein Mal ein Inquirent in seinem Vcrfol -
gunascifer so weit gehen und z . B , das Tabakschnupfen
versagen sollte , so stehe dem Betheiligtcn die Beschwerde
an das Obergericht frei , welches gewiß abhclftn werde .
Bei einer so unwichtigen Sache kann er nicht dafür stim¬
men , daß man der ersten Kammer widerspreche .

Sander will gerade dcßhalb , damit keine Beschwerde
nothwcndig werde , das Wort G e n ü sse wieder in den Ar¬
tikel ausgenommen haben , hält auch die Sache nicht für so
unbedeutend , denn die Erfahrung habe zur Genüge be¬
wiesen , daß man wirklich zu Zwecken verschiedener Art
solche höchst unschuldige Genüsse den Untersuchungsgefan -
gencn versagt habe .

Straub muß dem Abg . Sander vollkommen bcistim -
nien . Von der andern Seite wende man immer ein , mau
solle zu dem Richter das Vertraue » haben , daß er keine
Grausamkeiten begehen werde ; seiner Ansicht nach aber '

müsse man gerade bei dem Strafprocesr von dem Grund¬
satz ansgehen , daß ihm nicht zu trauen , d . h . daß er der
Willkür oder des Irrthumö fähig sei , zu deren Verhütungim Gesetz bestimmte Normen fcstgestelll werden müßten ,
innerhalb welcher sich der Richter zu bewegen habe .

v . Stock Horn sieht in dem Hauptgrundsatz , der an
der Spitze des Negierungscntwurfs stehe , daß kein Ge¬
fangener Beschränkungen unterworfen scpn solle , welche
der Zweck der Untersuchung nicht absolut gebiete , alle ge¬
äußerten Bedenklichkeiten widerlegt .

Bei der Abstimmung uirb die beantragte Wiederher¬
stellung der Fassung der zweiten Kammer angenommen .

§ . 171 . Vorschlag der Commission , den von der ersten
Kammer aiigenommeucn RegicrungSentwurf bcizubehallen :

„ Der Gefangene ist befugt , Briese , nachdem sie der
Richter unbedenklich gefunden hat , an Andere abzusenden ,
oder von Andern zu empfangen . "
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„ An höhere Justizstellen und Justizaufsichts - Behörden

darf der Gefangene Briefe absenden , ohne daß der Rich¬

ter davon Einsicht zu nehmen berechtigt ist ." ,

v . I tz st e i n trägt auf Wiederherstellung der Fassung !

der zweiten Kammer an . — Die zweite Kammer sagt : der :

Gefangene dürfe Briefe absendcn und empfangen ; allein ;

während der Untersuchung und so lange Gefahr einer Be - ,

einträchtiguiig oder Verzögerung der Untersuchung vor - .

Händen , seien sie dem Richter vorzulegen ; — dieß ist ganz (
in der Ordnung . Dagegen sagt die erste Kammer : der

Gefangene dürfe Briefe schreiben und empfangen , wenn

sie der Richter vorher durchgesehen habe . Hieraus geht

hervor , daß wenn auch die Untersuchung beendigt , das

Urtheil aber noch nicht gefällt ist — und zwischen beiden

kann ein längerer Zeitraum liegen — er keinen Brief

schreiben und keine Nachricht erhalten darf . Dieß ist eine

große Härte . Wir haben auch in dieser Hinsicht Beispiele .

Jordan darf an Niemand mehr als an seine Frau schrei¬

ben ; alle übrigen Briefe sind ihm verboten , wenn er sie

nicht vorher dem Richter vorlcgt . Er hat aber erklärt ,

daß er sich zu einer solchen Herabwürdigung nicht ver¬

stehen könne , es sei keine Gefahr vorhanden , wenn er

correspondire , denn die Untersuchung sei beendigt . — Ein

Postschein könne aus sehr natürlichen Gründen verlangt

werden , um zu wissen , ob der Brief nicht durch Nach -

läßigkeit , wenn auch nur des Dieners , liegen geblieben sei.

Nach einer Diskussion einerseits zwischen den beiden

Herren Regierungscommissären und dem Abg . Jung¬

hanns , andererseits den Abg . Hecker , Sander ,

Welcher , dem Antragsteller und dem Abg . Knapp ,

welcher letztere zwischen politischen und gemeinen Verbre¬

chern unterscheidet , wird der §. 171 nach der früheren Fas¬

sung der zweiten Kammer , jedoch mit Hinweglassung des

Zusatzes wegen des Poftscheins angenommen .

§ . 172 .
Weller verlangt die Wiederherstellung des von der

ersten Kammer als angeblichen Pleonasmus gestrichenen

Satzes : „ oder mit dem er sich zu berathen wünscht, " weil

der Jnquisit Jemanden zu Rath zu ziehen beabsichtigen

könne , mit dem er , » ach des Richters Ansicht , in keinem

Geschäftsverhältniß stehe.

W e l ck e r und Hecker unterstützen in weiterer Aus¬

führung den Antrag . Nachdem der Berichterstatter von

S t o ck h o r n für Annahme des Commissionsvorschlags

gesprochen , wird bei der Abstimmung der Antrag des Abg .

Weller angenommen .

8 . 175 . Nach dem Regierungsentwurf , in folgender

Fassung : „Die Wiedcraufhebung des Verhafts kann , die

Fälle des § . 158 ausgenommen , nur mit - Zustiminung deS

Staatsanwalts oder , wenn der Untersuchungsrichter und

der Staatsanwalt verschiedener Meinung sind , nur durch

das Bezirksstrafgericht verfügt werden . "

„ Die Beschwcrdeführung des Staatsanwalts gegen den

Beschluß des Bezirksstrafgerichts , welcher den bloß vom

Untersuchungsrichter erkannten , oder auch nachmals bestä¬

tigten Verhaft gegen Sicherheitsleistung oder ohne solche

wieder aufhebt , hat aufschiebende Wirkung , so fern sie

gleich bei Eröffnung des Beschlusses augczcigt und binnen

drei Tagen ausgeführt wird ."

Hecker beantragt den Strich des zweiten Satzes , weil

dadurch der Vcrfolgungösucht des öffentlichen Anklägers

Thür und Thor geöffnet werde .
Bei der Abstimmung wird der Antrag genehmigt .

8 . 182 mit Streichung des Schlußsatzes : „ oder verstärkt

wenigstens den gegen ihn bestehenden Verdacht . "

Hecker stellt im Interesse der Concordan ; der Gesetz¬

gebung den Antrag auf Strich des ganzen Satzes , wo¬

nach eine Weigerung sofort die Wirkung einer für die

Schuld deS Angeklagten sprechenden Anzeigung haben soll
— wogegen die Bestimmung getroffen werden müßte , daß

die Weigerung lediglich den gegen ihn vorliegenden Ver¬

dacht noch verschärfen könne .

Juughanus glaubt , da cs lediglich dem Richter frei

stehe, auf welche Weise er irgend eine Anzeigung würdigen

wolle , so werde cs hiervon keiner großen Bedeutung scpn ,

wenn man der ersten Kammer uachgcbc .
Bekk : Es verstehe sich von selbst , daß cs eine Anzei¬

gung sei , wenn der Angcschuldigte auf eine Frage , die

auf das Verbrechen Bezug hat , und durch deren Beant¬

wortung er die Schuld von sich ablehnen soll , keine Er¬

klärung gibt , sondern sagt , daß er die Antwort verweigere ;

der ganze Grund des Artikels sei indessen lediglich der ,

damit dem Mann bcnicrkt werde , daß die Verweigerung

der Antwort ihn verdächtig mache , um ihn zu veranlassen

zu bedenken , ob er sich durch seinen Eigensinn , der ihn

vielleicht oft allein die Antwort verweigern lasse , in

Schaden bringen wolle .
Welcher hält die Fassung des Artikels für unjuristisch

und bedenklich , denn wenn auch wirklich nach den Um¬

ständen des Falls die AntwortSverwcigerung einen Menschen

verdächtig machte , so sei eS dennoch unrichtig zu erklären ,

daß es auf jeden Fall gelten solle , und dann noch weiter

in Betracht , daß wenn ein Mal eine Verweigerung zu

einer juristischen Anzeige gestempelt sei , sie in Verbindung

mit Zeugenaussagen als Beweisminimum dastehe und ein

Mensch verurtheilt werden könne , dessen verweigerte Ant «

0
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wort vielleicht mit einem Beicht - oder Familiengchcimniß
oder mit Gcschäftsvcrhältnissen im Zusammenhang stehe ,
und er sich lieber ans das Ganze nicht ciulassen wollte ,
als sich und Andere in Nachtheil zu bringen oder sein
Gewissen zu verletzen . AlleS praktisch Heilsame wäre er¬
reicht , wenn man sagte : die Weigerung könne als Anzeige
gelten .

Sander hält den Satz sür unlogisch und schlägt vor ,
den Passus , welcher von der Wirkung einer Anzeige spricht ,
zu streichen , dagegen als eine Art von Compelle für das
Antworten die Bestimmung fcstzusetzcn , die Weigerung
verstärke den gegen den Augeschuldigten sprechenden Ver¬
dacht , woraus Letzterer vorher aufmerksam zu machen wäre .
Uebrigcns werde sich der Untersuchungsgefangene an jenen
bekannten Jnquisiten erinnern , der auf alle Fragen ant¬
wortete : non mi ricordo ( ich erinnere mich nicht ) .

Hecker macht darauf aufmerksam , daß der Untersu¬
chungsrichter consequent auch aus der verweigerten Antwort
auf eine Suggestivfrage eine Anzeige schöpfen könnte .

Staatsrath Jolly bemerkt : Wenn cs das Ziel der

Herren ist , daß das Gesetz zu Stand komme , so nähern
Sie sich durch die heutigen Beschlüsse dem Ziele nicht ,
denn Sie schaffen Schwierigkeiten über eine Reihe meistens
unbedeutender Bestimmungen , von denen man sagen kann ,
« S sei gleichgiltig , ob man die Sache so oder so faßt .
Weichen Sic von den Beschlüssen der ersten Kammer
immer ab , so fördern sie den Zweck in keiner Weise . In¬
dessen kann ich nicht hindern , so fortzufahren .

v . Jtzstein : Es hat Jeder seine Ueberzcugung .
Etaatsrath Jolly : Allerdings . Machen Sie , daß das

Gesetz verworfen wird , so hat die Sacke ein Ende .
Der Antrag deS Abg . Hecker wird hierauf abgelehnt ,

dagegen nach dem Anträge des Abg . Welcher beschlossen ,
in dem Paragraphen auszusprechen , daß die Antwortver -
wcigcrung die Wirkung einer Anzeige haben könne .

§ § . 187 bis 191 werden nach den Commissionsanträ -

gen ohne Erinnerung angenommen .
§ . 193 . » Statt die Zeugen oder einzelne derselben vor¬

zuladen , kann daS Bezirksstrafgericht beschließen , daß ihre
bei der Untersuchung erhobenen Aussagen , wenn sie sich
nur auf Nebenumstände beziehen oder wegen des Ge¬
ständnisses deS Angeschuldigten für die UrtheilSfällung
minder wichtig sind , in der Tagfahrt vorgelesen werden
sollen . "

„ Zeugen , die nicht beeidigt werden dürfen , sind , wenn
ihre Aussage berücksichtigt werden will , stets zur Tagfahrt
vorzuladen , vorbehaltlich jedoch der Bestimmungen der
S$ . 128 und 144 ."

Hecker stellt im Interesse des mündlichen Verfahrens
den Antrag , den enunciativen Ausdruck : „in geringeren
Strafsachen " wieder aufzunehmen , weil der Richter da¬
durch habe aufmerksam gemacht werden sollen , nur aus¬
nahmsweise bei geringeren Strafsachen das Verlesen der
Zeugenaussagen an die Stelle des lebendigen mündlichen
Wortes treten zu lassen .

Weizel und Bekk führen aus , daß der § . 193 die
Fälle ausdrücklich bezeichne , wo das Bezirksstrafgericht
allein berechtigt sei , die Zeugenaussagen , die in der Vor -
Untersuchung abgegeben wurden , vorlesen zu lassen , statt

i die Zeugen selbst wieder vorzuladen , d . h . wo sich dieAus -
! sagen nur auf Rebcnumstände beziehen und wegen des Ge -
i ständniffes des Angcschuldigten für die UrtheilSfällung
j

minder wichtig seien .
! Welcher hält cs für einen Hauptvortheil der collegia -
: lischen öffentlichen und mündlichen Verhandlungen , daß nicht
j bloß der Bcrthcidiger , der Angeschuldigte und der Staatsan -
: walt , sondern auch der betreffende Collegialrichter Fragen
; an die Zeugen stellen und dadurch vielleicht eine von dem

Untersuchungsrichter übersehene Eigenthümlichkeit deS Falls
entdecken könne . Zu diesem Bedenken gesellt sich bei ihm
noch ein anderes , indem es nach seiner Ueberzcugung sehr
oft dem Urtheil des Gerichts vorgegrissen ist , wenn man
von Nebenumstänten spreche und deßhalb meine , man
brauche die Zeugen nicht zu hören , zu sehen oder selbst zu
befragen . Ein weiteres Moment ist ihm das , daß , so wie
jetzt die Untersuchungen geführt werden , in dunkler Stube ,
mit beschränkter Verthcidigung und ohne alle Schöffen ,
er die entschiedene Besorgniß , sogar die Ueberzcugung
hat , daß in vielen Fällen ein Geständniß heraus «
gepreßt wird , vielleicht durch die Hoffnung , die man
dem Jnquisiten macht , er werde dadurch seine Un¬
tersuchungshaft abkürzen ; in diesem Fall könnte es der

: Richter auch für unerheblich halten , die Zeugen vorzuladen .
Er schlägt die Ausmittlung der Wahrheit zur Begrün -

j düng einer möglichst vollständigen Ueberzcugung des gan -
! zen Gerichts für höher an als das Bedenken , daß Leute
! unnölhig herbeigezogen werden könnten , und will deßhalb
j daS Wort „ geringere Strafsachen " stehen lassen ,
j Nachdem sich noch die Abg . Böhme und Sander ge -
! äußert , welch ' Letzterer der Ansicht ist , daß cS überhaupt
1 nie Vorkommen sollte , daß die Zeugenaussagen abgelesen
! werden , wird bei der Abstimmung , mit Beseitigung der
: gestellten Anträge, der Vorschlag der Eommission angc-
: nommen .
| ( Schluß folgt . )

Vorläufig thcilen wir mit , daß in der 123sten Sitzung
die Strafprozeßordnung mit 51 gegen 6 Stimmen ange¬
nommen wurde . Dagegen haben gestimmt : Binz , Dah «
men , Hecker , v . Jtzstein , Richter , Weller . — Der abwesende

i Abg . Sander würde , wäre er nicht persönlich vom Er -
' scheinen abgehalten gewesen , nach der zu Protokoll gegebenen

Notiz des Abg . Hecker , ebenfalls dagegen gestimmt haben .
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